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Kapitel 1

Einleitung

A. Problemstellung

Wissenschaftliche Forschung, gleich welcher Fachrichtung, ist ohne In-
formationen nicht denkbar1. Das ist für sich genommen eine Trivialität, die 
kaum näherer Begründung bedarf. Und dieser Umstand bleibt auch gänzlich 
unproblematisch, solange die Informationen für den Wissenschaftler frei 
verfügbar sind, sei es, daß er sie der Umwelt selbst entnehmen kann, daß 
sie in öffentlich zugänglichen Einrichtungen, wie Bibliotheken und Museen, 
zu finden sind oder daß der Inhaber, mag er der Beforschte oder ein Unbe-
teiligter sein, sie freiwillig gibt.

Die Informationsabhängigkeit der Forschung wird aber dann zu einem 
– mitunter auch juristisch relevanten – Problem, wenn die Informationen 
vorhanden, aber nicht ohne weiteres erlangbar sind, weil der Inhaber den 
Zugang nicht oder nicht zu zumutbaren Bedingungen eröffnen will. Medi-
enaufmerksamkeit haben insoweit etwa die Schwierigkeiten des Historikers 
Peter Hammerschmidt erlangt2, dessen Antrag auf Einsichtnahme in die 
BND-Akten über Klaus Barbie – einem auch als „Schlächter von Lyon“ 
bekannt gewordenen NS-Verbrecher, zu dem der BND einige Zeit Kontak-
te unterhielt – für seine Staatsexamensarbeit mit knapper, formelhafter Be-
gründung abgelehnt wurde. Das Scheitern des Forschungsprojektes konnte 
erst durch Einschaltung des Bundeskanzleramts als Aufsichtsbehörde ver-
hindert werden, auf dessen Eingreifen hin der BND seine Meinung änder-

1  Vgl. Berg, in: Jehle (Hrsg.), Datenzugang und Datenschutz, S. 30 (36); wort-
gleich ders., CR 1988, 234 (236), der die Freiheit der Wissenschaft als eine „zwar 
autonome, nicht aber autarke“ charakterisiert und folgert, daß der Forscher „existen-
ziell auf Informationen von außen angewiesen“ ist. Zur Bedeutung der Information 
für die Wissenschaft allgemein Blankenagel, Wissenschaft, S. 65 ff. Zum Informati-
onsbedarf in verschiedenen Forschungsbereichen vgl. auch die beispielhaften Über-
blicke bei Mayen, Informationsanspruch, S. 28 ff.; Bizer, Forschungsfreiheit, S. 29 ff.; 
speziell für die Sozialwissenschaften Blien / Papastefanou, CR 1988, 935 (937 ff.).

2  Vgl. Tilman, Auf den Spuren des Schlächters. Die BND-Akte des Kriegsverbre-
chers Klaus Barbie, Beitrag der Sendung „Kulturzeit“, ausgestrahlt von 3sat am 
15.2.2011; Doyé / Kramer, Abwimmeln und Verzögern – Wie der Verfassungsschutz 
Aufklärung verschleppt, Beitrag der Sendung „Frontal21“, ausgestrahlt vom ZDF 
am 13.3.2012.
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te und den Zugang gewährte.3 Ähnlich verliefen die Zugangsbemühungen 
zur Barbie-Akte des Bundesamtes für Verfassungsschutz im Rahmen von 
Hammerschmidts Dissertationsvorhaben, die erst auf wiederholtes Drängen 
und (auch rechtliches) Argumentieren hin teilweise zugänglich gemacht 
wurde4.

Natürlich sind Zugangshindernisse für die Wissenschaft kein Novum; es 
gab sie schon immer, für manche Fachrichtungen mehr, für andere weniger5. 
Sich mit ihnen zu arrangieren oder sie zu umschiffen, kann zur Kunst des 
Wissenschaftlers gerechnet werden. Häufig mögen, wie in den geschilderten 
Fällen, Beharrlichkeit, Verhandlungen oder auch einmal persönliche Kon-
takte helfen6, manchmal wird das Auftun alternativer Quellen, die Abände-
rung des Forschungsvorhabens oder das Ausweichen auf ein gänzlich ande-
res Projekt möglich sein. Es wird aber auch immer wieder Fälle geben, in 
denen sich der Wille eines Wissenschaftlers – vielleicht mit gutem Grund – 
auf die Durchführung einer ganz bestimmten Forschung verfestigt hat, in 
denen Verhandlungen mit dem Informationsinhaber nicht weiterhelfen und 
in denen alternative Informationsquellen nicht offen stehen. Spätestens dann 
wird die Frage unvermeidlich, ob ein Gang vor Gericht weiterhelfen7, ob 
also der Informationsinhaber rechtlich gezwungen werden kann, die Infor-
mation dem Wissenschaftler zugänglich zu machen – oder mit anderen 
Worten, ob ein Anspruch auf Informationszugang besteht.

3  Zu den Einzelheiten siehe die Darstellung seines Weges zu den BND-Akten von 
Hammerschmidt, Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 2011, 333 (334 f.).

4  Siehe zu den Einzelheiten die Ausführungen von Hammerschmidt, Ein Altnazi 
und die deutschen Geheimdienste. Die Geheimakte Klaus Barbie, taz vom 31.1.2012, 
S. 4, sowie Doyé / Kramer, Abwimmeln und Verzögern – Wie der Verfassungsschutz 
Aufklärung verschleppt, Beitrag der Sendung „Frontal21“, ausgestrahlt vom ZDF 
am 13.3.2012.

5  Vgl. die überblicksartige Darstellung von Mayen, Informationsanspruch, S. 31 ff. 
m. w. N.; allgemein auch Gläser, in: Böschen / Schulz-Schaeffer (Hrsg.), Wissenschaft 
in der Wissensgesellschaft, S. 55.

6  Vgl. etwa die Schilderung von Oldenhage, in: Weber (Bearb.), Datenschutz und 
Forschungsfreiheit, S. 11 (20), zu einer von ihm gefundenen „praktischen Lösung“ 
für einen rechtlich wohl unzulässigen Archivalienzugang.

7  In Betracht kommt aber bereits eine Vorfeldwirkung eines durchsetzbaren An-
spruchs auf Informationszugang, sobald sich bei Informationsinhabern die Kenntnis 
um diesen verbreitet hat. So nimmt Hammerschmidt, Zeitschrift für Geschichtswis-
senschaft 2011, 333 (335), nachvollziehbar an, daß ein vom BVerwG (E 136, 345) 
entschiedener, ähnlich gelagerter Fall (es ging um einen Antrag einer Journalistin 
auf Zugang zu den BND-Akten über den NS-Verbrecher Adolf Eichmann), in dem 
lediglich pauschale und formale Verweigerungsgründe der Behörde als unzureichend 
zurückgewiesen und damit die Hürden für eine Zugangsverweigerung erhöht wur-
den, zur Meinungsänderung des BND im Falle seines Begehrens beigetragen haben 
dürfte.
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Diese Fragestellung weckt unweigerlich Assoziationen zum Presserecht8. 
Denn für die ebenfalls auf Informationen angewiesenen Vertreter der Pres-
se, deren Tätigkeit – wie auch die des Wissenschaftlers – unter besonde-
rem grundrechtlichem Schutz steht9, gibt es seit langem einen speziellen 
Auskunftsanspruch gegen Behörden, geregelt in den Landespressegeset-
zen10. Entsprechende Landeswissenschaftsgesetze, die einen ähnlichen11 
Anspruch gewährten, existieren allerdings nicht. Doch legt die grundrecht-
liche „Verwandtschaft“ der Tätigkeiten die Überlegung nahe, ob es eine 
vergleichbare Regelung für die Wissenschaft nicht geben müßte oder soll-
te. Damit ist die – im Presserecht umstrittene12 – Frage aufgeworfen, ob 
sich nicht bereits aus dem Grundgesetz ein Anspruch auf Informationszu-
gang oder die Notwendigkeit zur einfachgesetzlichen Schaffung eines sol-
chen ergeben kann. Immerhin kommt einer freien Wissenschaft eine 
„Schlüsselfunktion […] sowohl für die Selbstverwirklichung des Einzelnen 
als auch für die gesamtgesellschaftliche Entwicklung“13 zu, die sich auch 
darin ausdrückt, daß die Forschungsfreiheit des Art. 5 Abs. 3 GG ohne ge-
schriebene Schranken gewährleistet ist14. Die grundgesetzliche Wertigkeit 
der wissenschaftlichen Forschung dürfte also kaum hinter derjenigen der 
freien Presse zurückbleiben.

8  So auch bei Mayen, Informationsanspruch, S. 34; Wollenteit, Informationsrech-
te, S. 54 f.; Behnisch-Hollatz, Recht auf Zugang, S. 148 ff.; Bayer, JuS 1989, 191 
(193).

9  Siehe für die Presse Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG; für die Wissenschaft Art. 5 Abs. 3 
GG. Zu letzterem noch ausführlich in Kap. 2 A. (S. 61 ff.).

10  In den meisten Ländern als § 4 LPG; eine Synopse findet sich bei Burkhardt, 
in: Löffler (Begr.), Presserecht5, S. 171 ff. Zum Anspruchsinhalt siehe die Darstellun-
gen bei Schröer-Schallenberg, Informationsansprüche der Presse, S. 40 ff., 86 ff.; 
Sobotta, Informationsrecht der Presse, S. 152 ff.; Staggat, Rechtsgrundlage, S. 115 ff.; 
Burkhardt, a. a. O., § 4 LPG, Rn. 33 ff., 73 ff.

11  Ein solcher müßte den Bedürfnissen der Wissenschaft angepaßt sein. Auskünf-
te genügen regelmäßig für die Arbeit der Presse, die Wissenschaft wird aber oft auf 
Originalquellen angewiesen sein, bedarf also eher eines Einsichtsanspruchs, vgl. 
Mayen, Informationsanspruch, S. 140 f.

12  Vgl. bejahend: Burkhardt, in: Löffler (Begr.), Presserecht5, § 4 LPG, Rn. 10, 
15 a. E., 55; Staggat, Rechtsgrundlage, S. 99 ff.; einen verfassungsunmittelbaren An-
spruch grundsätzlich verneinend die h. M.: BVerwGE 70, 310 (313 ff.); Sobotta, In-
formationsrecht der Presse, S. 45 ff.; siehe aber jüngst im Sinne eines Minimalan-
spruchs bei gesetzgeberischer Nichtregelung: BVerwG, NVwZ 2013, 1006 (1009).

13  BVerfGE 35, 79 (114) (Hochschulurteil); 47, 327 (368); vgl. auch Stern, 
Staatsrecht, Bd. IV / 2, S. 605: fundamentaler Bestandteil für die Existenz des Kul-
turstaates.

14  Die Treueklausel des Art. 5 Abs. 3 S. 2 GG bezieht sich ausdrücklich nur auf 
die Lehrfreiheit, also den hier nicht näher untersuchten Teil der Wissenschaftsfrei-
heit.


